Finanzwissenschaftliche Steuerlehre 4


§ 4. Einkommensteuer
1. Charakterisierung durch die Abgabenordnung (AO)

( Abgaben deren Gegenstand das persönliche Einkommen ist, beziehen sich auf natürliche Personen und Anspruchsgrundlage ist das persönliche Einkommen.

( Steuergegenstand  und Quelle  ( Einkommen (seltene Korrelation)

2. Abgrenzung des Steuersubjektes

 ( § 1 Satz 1 EStG ( natürliche Personen, die im Inland ihren Wohnsitz haben sind un eingeschränkt einkommensteuerpflichtig.
Natürliche Person
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Grundlagen Internationalen Besteuerung

( Orientierung die abstellen mußte auf Wohnsitzland und nicht wie bei indirekten Steuern auf Quellenland

Vorgehensweise:

Besteuerung aller Einkommen, egal von wo sie zufließen

( Quellenland muß Steuer bei Grenzüberschreitung zurück erstatten 

( Vermeidung von Doppelbesteuerung

oder Anrechnungsprinzip 

( ausländische Steuer beträgt 20 % , die inländische 25 %

( man bezahlt dann die Differenz nach, d.h. sie kann noch angerechnet werden

Schwierigkeit: wenn die ausländische Steuer höher ist, dann müßte Steuerzahler 

Differenz vom Staat bekommen

( Wohnsitzland Prinzip bringt Allokationverzerrungen

z.B. mann wohnt dort, wo die Steuern am geringsten sind

Wohnsitzlandprinzip ( wird nicht ganz “sauber” durchgeführt

gleiches gilt für Quellenlandprinzip ( man legt Geld dort an wo die Steuern gering sind

Funktion von internationalen Doppelsbesteuerungabkommen

( treten in verschiedenen Rechtsbereichen auf

( Unterscheidung von begrenzter und unbegrenzter Steuerpflicht

( begrenzte Steuerpflicht für Ausländer mit ständigen Wohnsitz im Inland

3. Steuerlicher Einkommensbegriff und seine Konsequenzen
3.1. Reinvermögenszugangstheorie versus Quellentheorie des Einkommensbegriffes
Reinvermögenszugangstheorie

nach G. von Schanz (1896)

in Deutschland  
( Schanz’sche Reinvermögenszugangstheorie

in England  

( Hing / Simonsche Reinvermögenszugangstheorie

DEF.  Einkommen (von der Entstehungsseite)  ( Reinvermögenszugang + Konsum bzw. Entnahmen

( bedeutet Zugang von realen Vermögenswerten oder –rechten (z.B. auch Lottogewinn)

( nehmen wir das Einkommen als Indikator der steuerl. Leistungsfähigkeit, breit zu definieren als Reinvermögenszuwachs oder Konsum plus Erhöhung des Nettovermögens während einer Periode

( Jeder Reinvermögenszuwachs ob regelmäßig oder unregelmäßig, erwartet oder unerwartet, realisiert oder nicht realisiert ist einzubeziehen. Nach dieser Definition sind Einkünfte aus allen Quellen gleich zu behandeln und in einem globalen Einkommensmaß zusammen zu fassen, auf das dann der Steuertarif an zuwenden ist

( Einkommen ist eine Nettogröße, deshalb ist es notwendig vom Einkommen die Kosten der Einkommenserzielung abzuziehen 

Quellentheorie

nach Fuisting (1910)

Def.: Einkommen ( alle aus dauernden Quellen sich ergebene Einkünfte
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  bedeutet : gleichmäßiges Fließen

auch ( Einkünfte aus nebenberuflichen Tätigkeiten und Vermögens

nicht aber   ( Erbschaften, Lottogewinne

Bewertungsgewinne ? ( eventuell auch U’Gewinne da sie risikobehaftet sind (Gegenmeinung:  systematisch wird Einkommen angestrebt)

Problem: Grenzziehung nicht ganz sauber möglich

VGR bilanziert ähnlich wie Fuisting

aber Bewertungszugänge gehören zu Einkommen, d.h. auch nicht ständig fließende Einkünfte
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          Kombination aus beiden Prinzipien kennzeichnet das ESt  System 

3.2. Auswirkungen auf das Begriffssystem des dt. ESt Rechts 

( Einkünfte aus 7 Arten möglich

Einkünfte aus

1) Land und Forstwirtschaft

2) Gewerbe

3) Selbständigkeit

4) Nicht selbständiger Arbeit

5) Aus Kapitalvermögen

6) Aus Vermietung und Verpachtung

7) Sonstige, z.B. Leibrente, Einkünfte aus Leistungen soweit sie nicht unter 1-6) fallen, wie gelegentliche Vermittlung oder Vermietung beweglicher Gegenstände
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( Einkünfte die nicht zwingend unter 1-7) fallen, sind nicht ESt pflichtig  ( es ergeben sich Schlupflöcher, d.h. Katalog ist nicht ausschließend auch wenn Nr. 7) sonstige Einkünfte sind

( es kann nicht alles erfasst werden

Konsequenzen des Einkommensbegriffes in der Theorie der Einkommensbesteuerung und in der Praxis des deutschen

Einkommenssteuerrechts

( Konzept der Reinvermögenszugangstheorie bilden den Ausgangspunkt

1) Grundsatz
    ( Einkommensbegriff soll umfassend und allgemein gültig sein

 diese Definition gelingt aber praktisch nicht

( positive allgemeine Verfügungsmacht

( in § 8 EstG ( Einnahmendefinition

( + Erweiterung  ( Notwendigkeit des Nettokonzeptes ( ist relevant für Einkünfte aus 1-7)

( abzuziehen sind bei :
(1-3)
( Betriebskosten

(4-7) ( Werbungskosten

( lebensnotwendiger Konsum im Betrag des Abzuges ?

( Sicherung der Erwerbskraft

( Freibetrag für Existenzminimumsicherung existiert im dt. Steuerrecht

( Abschreibung im HH Bereich (z.B. gewerbemäßige Vermietung)

( Abschreibungen auf Humankapital

(d.h. Lohneinkommenszuwachs führt zu Minderung des Humankapitals 

( aber : das ist nur ein bloßer Aktivtausch)

( cash flow Steuer

Problematik ( pauschale Einkommensermittlung in der Landwirtschaft

( + weitere Ergänzung

( Bewertung zu aktuellen Marktpreisen ist nötig

( Vermögensgüter müssen zu Wiederbeschaffungs- bzw. Wiederverkaufpreisen bewertet werden

( führt zu unerwarteten Charakter und Bewertungsunsicherheiten bei diesen Gütern

Folge: Steuerrecht geht vom Realisationsprinzip aus, d.h. Besteuerung wenn Einkommen realisiert wird, z.B. bei Verkauf

Probleme:
1) Gewinneinkommen aus bestimmten Verkäufen

(( Besteuerung von capital gains ( Bewertungsgewinne)

( sind grundsätzlich relevant für Einkünfte aus (4-7)

( Spekulationsgewinne unterliegen grundsätzlich der Steuer

Ausnahme wenn zw. Anschaffung und Veräußerung von Häusern 2 Jahre, bei anderen Vermögensgegenständen 6 Monate vergangen sind so handelt es sich um Bagatellfälle, d.h. sie

sind nicht mehr ESt. Pflichtig






( c.g. wird mit halben Satz besteuert ( halber Satz für c.g. < 30 Mio. DM

( ähnliches gilt in den USA ( Freibetrag für Veräußerungsgewinne

( mindestens sollte aber 
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 gelten

( § 6 b schafft erhebliche Schlupflöcher

( allokativer Lock-in-Effekt

2)  „lock in „ bzw. Immobilitätseffekte

( § 6b EStG (von 1965) ( Übertragung von stillen Reserven zw. Wirtschaftsgütern wird freigestellt

( z.B. beim Verkauf von Grundstücken gemachter Gewinn muss besteuert werden

  ( wird der Gewinn jedoch gleich reinvestiert ( Steuerbefreiung

  ( das hat eine (allokative) Verzerrungseffekt zur Folge

aber im Jahre 1988 gestrichen ( es erwies sich als uneffizient

Begründung ( Spekulation kann stabilisierende Wirkung haben

( Möglichkeit der Arbitragegewinne wird eröffnet 

( man sollte diesen Übertrag auch für Kapital gelten lassen

weitere Grundsätze des EStG

( Implikationen des Realwertprinzips
( U‘ wird betrachtet und dabei dessen Vermögenszugänge

( es wird zu Wiederbeschaffungspreisen veranlagt

( (nominelles) Vermögensaggregat     
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( A sind die Aktiva des U‘

( p ist der Wiederbeschaffungswert

( K sind die Kredite des U‘

( Nötig ist eine Deflationierung des Vermögens
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( Vermögensänderung ( real) ( Reinvermögenszugang während der Periode
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( steuerlicher Gewinn in der Periode ergibt sich  
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a) Fall ohne Inflation
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( eine Änderung der Wiederbeschaffungspreise führt zu einem realen Gewinn

Beispiel eine U‘ Bilanz

( U‘ finanziert sich ausschließlich mit EK






ist als Reinvermögenszugang zu werten und unterliegen damit der Steuer

b) Fall mit Inflation
( hier kein realer Bewertungsgewinn (gilt wenn sich das U‘ nur mit EK finanziert), also keine Steuer

( mit Steigen der Preise, steigt der nominale Wert der Vermögensgegenstände ( nominaler Kapitalgewinn

( da aber nur reale Werte betrachtet werden sollen ( keine Steuererfassung

( Variante : U‘ finanziert sich über Fremdkapital




ABER: inflationsbedingte Schuldnergewinne müssten von der Steuer erfasst werden (dem entspricht einem Gläubigerverlust)

( daraus ergeben sich folgende Konsequenzen für 

a) den HH

                


( der reale Vermögenswert ist gesunken

( Realwertminderung müsste nach dem Realwertprinzip eine Steuerminderung für die HH zur Folge haben

( Inflationsprämie dürfte nicht der Besteuerung unterliegen

Staat

( Staat macht keine Gewinne oder Verluste ( aufwandsneutral

( anders bei progressiven Steuertarif ( Staat würde Gewinn machen

( Realwertprinzip ist nicht schon durch Indexierung des Einkommenssteuertarifes erreicht

dies dient nur zur Ausschaltung der kalten Progression

( ergibt sich wenn bei konstanten Realeinkommen die Inflation das Niveau der

Nominaleinkommen hochtreibt( heimliche Steuererhebung

( Indexierung ist neben dem Realwertprinzip nötig

( Probleme der objektiven Werteerfassung

( Preise müssen teilweise geschätzt werden

( Gültigkeit des Grundsatzes der nominalen Substanzerhaltung ist fraglich

( Ansätze zur Vermeidung der auftretenden Probleme:

1) Kapitalgewinne /-verluste  sollten der Inflation angepasst werden, so das nur reale Gewinne / Verluste erfasst werden

2) Schuldner sollten entsprechend dem Gewinnen besteuert werden, den sie erzielen Einkommen, wenn der Realwert ihrer Schuld sinkt

3) Gläubiger sollte ein Verlust zu gestanden werden wenn der Realwert ihrer Forderungen gefallen  ist

Problem:



Inflation


vorhersehbar





unvorhersehbar

( Gläubiger werden höhere Zinsen


( Inflationsanpassung

verlangen, um das Absinken der 


nur bei Kapitalgewinnen

Realwerte ihrer Forderungen zu 

kompensieren

Nominalwertprinzip

( währungspolitische Rücksichten sprechen dafür

Auswirkungen: es wird von Anschaffungskosten (-werten) abgeschrieben

( führt zu einer indirekten Besteuerung

( Abschreibungen sind zu gering, da Inflation vernachlässigt wird

Problem: Wahl des allgemeinen Preisindexes

( Staat wird sich nicht an Negativeinkommen der HH beteiligen wollen

Erfassung von rechnerischen Einkommen bzw. Alternativeinkommen

( zurechenbare Leistungen ( inputed income

( Leistungen, die im Wirtschaftsverkehr anfallen

a) nicht monetäre Leistungsentgelte bei Handel zw. Wirtschaftssubjekten

( z.B. Werkswohnungen, Firmenwagen, Freifahrten der Bahnangestellten

b) sowie interne Wertschöpfung ( Bestandsanhäufung und Konsum eigener Produkte

( im U‘ Bereich ist dies ein Problem konsequent gelöst ( ( es tritt dort nicht auf)

( da landw. Betrieben keine Buchführung haben, gibt es bei ihnen Probleme der Erfassung

( HH ( stellen Dienste zur Verfügung ( erhalten Entgelt ( Konsum ( verlangt Steuererfassung

ABER HH könnten das Konsumgut selber herstellen ( dann keine Steuer

( interne  Wertschöpfung

( z.B. Hausfrauenarbeit

( Freizeit Konsum

( Wohnungsnutzung (( Eigennutzung)

( Vergleich von 3 verschiedenen Arten des Sparens bei Wohnungsnutzung

Sparer (1)  Ersparnis wird in gewerbliche Wohnungen angelegt (wohnt selber zur Miete)

( Vermietung

( Mieterlöse (werden besteuert)

Sparer (2)  Ersparnis in dauerhaften Konsumgütern angelegt (wohnt selbst zur Miete)

( Nutzenstrom, welcher unter Konsum fällt aber nicht besteuert wird      

Abgrenzungskriterien :

gewerbliche

versus
nicht gewerbliche Nutzung


Besteuerung der daraus entstanden 


keine Steuer

Einkommen (Nutzen) 

Sparer (3)   Ersparnis wird in einer Eigentumswohnung angelegt

 

A) Investitionsgüterlsg.  
( stellt auf einen Vergleich zw. Eigentums und 

gewerblich genutzten Wohnungen ab 

( Vorgang muss gleich gesehen werden

Lsg.möglichkeiten



( gleiche steuerliche Erfassung 

 






 (1)                   (3)

B) Konsumgüterlsg.  
( Vergleich zw. Eigentumswohnung und dauerhaften 

Konsumgüter

 





(2)                      (3)

 ( eine der beiden Lsg. muss angewandt werden

 ( einer wird jedoch immer ungleich behandelt (konsequent gestaltete Kompromisslösungen)

Erfassung von empfangenden / geleisteten Transfers
a) empfangende Transfers :

( stellen das empfangende Einkommen dar

1.Beispiel: Ausbildungsleistungen der Eltern an ihre Kinder

( kein Transfervorgang selbst

( bei Amortisation des Kapitals
     ( Belastung der Transfers (Besteuerung)

( beim Verlassen der Leistungen aus dem HH 

2.Beispiel : empfangende Erbschaften und Geschenke

( müssen steuerlich erfasst werden, da sie einen Reinvermögenszugang darstellen

( bei progressiver Besteuerung ergeben sich Probleme bei der Einbeziehung von Erbschaften/ Geschenken in das Einkommen (( ESt müsste hier proportional sein)

( da die ESt aber progressiv ist wird eine gesonderte Regelung für Erbschaften /Geschenke benutzt  (( Erbschaftssteuer)

3.Beispiel: öffentliche Sozialtransfers

( Leistungen die aus dem gesamten System der sozialen Sicherung anfallen 

(in erster Linie Sozialhilfe)

( tragen Bedürftigkeitssituation Rechnung

( unsystematische (von Person zu Person unterschieden) Bemessung der Sozialtransfers

2 Problemkreise :
i) Ermittlung der Leistungen

ii) wie geht das Steuerrecht dann damit um ?

Antwortversuch 
( Orientierung an Subsidiaritätsprinzip

( keine Besserstellung für einzelne Bürger nicht mehr ohne zusätzliche Kosten möglich

zu ii)
 

1) Empfänger der Transfers, d.h. die mit Transfers gerade die Bedürftigkeitsgrenze erreichen, sollten nicht besteuert werden

( bei Transfer darüber, darf nur das Einkommen über der Bedürftigkeitsgrenze besteuert werden 

2) Transfers des Staates füllen nicht die Lücke bis zur Bedürftigkeitsgrenze oder Sozialhilfeempfänger empfangen zuviel

( es könnte keine der Gruppen in die Steuerpflicht genommen werden

3) Staat zahlt allen Bürgern (unabhängig von Bedürftigkeit) einen Zuschuß (( Bürgergeld)

( Bruttotransfers

( manche hätten dann aber zu viel

( Existenzminimum würde von allen erreicht

( die Bedürftigkeitsprüfung würde entfallen

( Freibetragsregelung würde sinnlos

ABER  ( hoher Verwaltungsaufwand (( Transfers hin ( Steuer her)

4)Staat saldiert die Bruttotransfers gleich mit der Steuer

( negative Einkommenssteuer möglich

( Markteinkommen unterhalb der Grenze würden negative Bewertung erfahren

( Markteinkommen oberhalb der Grenze würden positive Belastung erfahren

b) geleistete Transfers

( Ausgabensteuer würde greifen (als Substitut der Est)

( auf Konsum, Erbnachlass

( Zwangstransfers

Lebenseinkommen versus Periodeneinkommen
Lebenseinkommen

( Leistungsfähigkeitsprinzip spricht für Lebenseinkommen

( Überlegung der Nutzentheorie

( kein kardinaler Nutzenvergleich zw. den Individuen möglich

( Lebenseinkommen 
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 aggregierter Wert der kapitalisierten Einkommen der Perioden

  ( Friedmann „Dauereinkommen“
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( Anstatt des kapitalisierten Dauereinkommens (aufgezinstes Vergangenheitseinkommen

( da man nicht weiß wie alt jemand wird

( Dauereinkommen ist eine Erwartungsgröße

( es soll von kurzfristigen Periodeneinkommen auf das Dauereinkommen geschlossen werden

( Interperiodische Durchschnittsbesteuerung









Mit T ( Steuerschuld (progressiv)

( Einkommen der Hoch- und Niedrigverdiener, sowie des Durchschnittsverdiener

Periodeneinkommen
3 Fälle werden unterschieden

( Beziehung eines Versicherten gegenüber seiner Versicherung

a) rein private Lebensversicherung (oder gesetzliche Rentenversicherung)

( Beiträge dienen dem späteren Konsum ( also Ersparnis

( Versicherter erwirbt so Anwartschaft (Aktiva) auf spätere Zahlung

    später findet dann ein Aktivtausch statt

( Rente setzt sich aus rückfließenden Kapital (Tilgungsteil) und Zins und Zinseszins zusammen

      1 Teil ( ist kein Einkommen ( Steuerfrei

      2 Teil ( Ertragsbestandteil ( nicht steuerfrei

b) Pensionsrückstellungen bei U.

( Renten- und Pensionsverpflichtungen sind Abgaben der U‘

( werden durch laufende Beschäftigung bestimmt

( wird in Abhängigkeit der laufenden Einkommen bemessen
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hier problematisch ( Zinssatzbestimmung der Kapitalisierung

( Rückgriff auf langfristigen Kapitalmarktzins

  2 Fälle ( 
a) Zins zu niedrig (künstlich niedrig gesetzt)

( Barwert wurde zu hoch bemessen ( zu niedrige Gewinnbemessung

b) Zins ist zu hoch

( Barwert zu niedrig

( deshalb ist der Kapitalisierungszins gesetzlich vorgeschrieben

( Kosten des Einkommens bzw. des Aufkommens

( gegen Verdienstausfälle versichern ? ( Behandlung wie bei Altersvorsorge












































































































































































































































































































einzelne Individuen





( jeder Einkommensbezieher ist einkommenssteuer pflichtig


( jeder haftet selbst gegenüber dem Staat für seine Steuerschuld


( es wird getrennt veranlangt


( bei Versorgungsverpflichtungen innerhalb der


 HH  ( konstituiert bestimmte Leistungsfähigkeit





( praktiziert in Deutschland





 ABER : nicht ganz so radikal 


( Ehepartner können zusammen veranlagt werden





2) Haushalte ( Personengruppen)





(Orientierung an Personengruppen


( Konzept der kanadischen Steuerreformkommission)


( HH haftet gesamtschuldnerisch 


( ausschließlich gemeinsame Veranlagung


( Prinzip der durchschnittliche Leistungsfähigkeit findet


 Berücksichtigung


( individuelle Einkommensverhältnisse sind nicht relevant


( Steuer wird auf Durchschnitt ermittelt


(Familiensplitting


(Problem der Freizeitbesteuerung (Freizeitrückbehalt der 


 einzelnen HH Mitglieder muß beachtet werden)


(zweiseitige Rechtsgeschäfte zw. HH Mitgliedern, bei denen


 Einkommen entsteht sind steuerrelevant


(Auswirkungen bei Auflösung von HH ( z.B. Scheidung)


  1) Ausscheiden von Kindern ( nehmen Vermögen mit und elterliche Unterstützung


(Vermögenstransfers sind echte Schenkungen 


 ( keine EStG


 ( wenn dabei Einkommen entsteht ( Reinvermögenszuwachs bei einem HH, d.h. EStG greift





Einkünfte:


Aufzählung der Arten


  § 2 (1) EStG





     Unterschiedliche 


     Ermittlungstechniken





      § 2 (2) EStG





     Einkommensarten ( 1-3 )





            „ Gewinn „





          § 2 (2), 1 EStG





        Einkommensarten ( 4 – 7 )





             ( ohne Namen)


   


             § 2 (2), 2  EStG





Betriebsvermögensvergleich





    § 4 (2) - §  7 ff EStG





Überschuß der Einnahmen über die


Werbungskosten





 § 2 (2), 2 EStG





Vorschriften zur Bewertung der 


Vermögensbestände und zur Anerkennung von vermögensbeeinflussenden Aufwands-


Positionen


   ( z.B. Entnahmen § 4 (1) EStG


   ( Betriebsausgaben § 4(1) u. (4)


   (Bewertungsvorschriften § 6 EStG


   (AfA nach § 7 EStG


   (Periodisierung § 4a EStG





Einnahmen nach § 8 EStG





Ausgaben nach § 9 EStG





Werbungskosten  § 9 EStG
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U‘ Bilanz (1)





               Anlagen der U‘





            � EMBED Equation.3  ���





     Eigenkapital
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                            Preisänderung





Realer Bewertungsgewinn durch 


den Preisanstieg





U‘ Bilanz (2)
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 FK (ausschließlich)





Bewerbungsgewinn ist aber nur


inflatorisch





HH Bilanz





Forderungen





Reinvermögen


= Summe der Ersparnis





Dauereinkommen


nach Friedmann





Kapitalisierung
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